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Vorwort 

 
Dieses Buch wendet sich an alle Studenten, die das öffentliche Recht als Neben-
fach belegt haben und entsprechende Prüfungen absolvieren müssen. Sämtliche 
prüfungsrelevante Teilgebiete des öffentlichen Rechts – Staatsrecht, Verfassungs-
prozessrecht, allgemeines Verwaltungsrecht, Verwaltungsprozessrecht und Euro-
parecht – werden in diesem Buch behandelt. Allerdings darf von einem Buch die-
ses Zuschnitts nicht Vollständigkeit erwartet werden. Der Schwerpunkt liegt auf 
denjenigen Fragestellungen und Fallkonstellationen, die erfahrungsgemäß beson-
ders prüfungsrelevant sind. Andere Gegenstände werden nur überblicksmäßig 
behandelt oder vollständig ausgeblendet. Über die Schwerpunktsetzung lässt sich 
naturgemäß streiten. Sie beruht primär auf meinen Erfahrungen, ist aber auch 
Ausdruck meiner persönlichen Vorstellungen und Vorlieben. Auch deshalb kann 
dieses Buch keine Vorlesungen oder Übungen ersetzen. Vielmehr empfiehlt es 
sich als begleitende Lektüre. Denn in den einschlägigen Lehrveranstaltungen wird 
zumeist gezielt auf die Prüfungen vorbereitet. Deshalb sollte jeder Student, der 
dieses Buch nach Maßgabe der stofflichen Vorgaben des Dozenten durcharbeitet, 
in der Lage sein, die anstehenden Prüfungen erfolgreich zu absolvieren.   
Die Übungsfälle und Lösungen dienen zum einen der Wiederholung und Vertie-
fung des Lehrstoffes. Zum anderen dokumentieren sie exemplarisch, welche 
Fallkonstellationen und Probleme in Klausuren auftreten können und wie sie 
aufbaumäßig und argumentativ bewältigt werden können.  
Es wird eine gemäßigte neue Rechtschreibung verwendet. Orthographische Grau-
samkeiten wie z.B. drei aufeinanderfolgende gleichlautende Konsonanten zwi-
schen Vokalen werden vermieden.  
Meiner Sekretärin Frau Petra Kühn danke ich für die datenmäßige Erfassung 
meiner handschriftlichen Ergänzungen. Meine studentischen Mitarbeiter Herr 
Johannes Friehe, Frau Larissa Leung, Frau Ronja Müller und Herr Simon Schultz 
haben sorgfältig Korrektur gelesen.  
Hinweise, Anregungen und vor allem Verbesserungsvorschläge aus dem Leser-
kreis sind mir sehr willkommen. Sie erreichen mich unter folgender Adresse: 
Prof. Dr. Steffen Detterbeck, Institut für Öffentliches Recht, Philipps-Universität 
Marburg, Universitätsstraße 6, 35032 Marburg oder detterbeck@staff.uni-mar-
burg.de.  
 
Marburg, im Februar 2021 Steffen Detterbeck 
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